
Die Frage nach dem Hauptproblem der
politischen Kommunikation in der Me-
diendemokratie wird ganz unterschied-
lich beantwortet, je nachdem nämlich, auf
welcher Seite im Kommunikationspro-
zess der Antwortgeber zu verorten ist. So
beklagen Politiker im Allgemeinen die
Schwierigkeiten, die sie im Umgang mit
den Medien hätten, die ihnen den Trans-
port ihrer politischen Botschaften zu den
Bürgern erschwerten. Journalisten dage-
gen stehen dem Wahrheitsgehalt eben je-
ner politischen Botschaften skeptisch
gegenüber, weil sie darin zunächst einmal
eine bloße politische Gewinnerzielungs-
absicht zu erkennen glauben. Was sich hier
als Sammelerfahrung langjähriger politi-
scher und journalistischer Praxis gleich-
sam diametral gegenübersteht, wird in der
Beschäftigung von Politik- und Kommu-
nikationswissenschaftlern zur berühmten
Frage nach der Henne und dem Ei: Dik-
tieren die Medien die Bedingungen im
Prozess der politischen Kommunikation,
oder gelingt es der Politik ihrerseits, den
Massenmedien ihren Stempel aufzudrü-
cken, mithin den Kommunikationspro-
zess in ihrem Sinne zu steuern?

Dieser Frage widmeten sich auf ih-
rer letzten Jahrestagung auch die deut-
schen Kommunikationswissenschaftler.
Zunächst geriet man jedoch beim Versuch,
dem Phänomen der „Mediatisierung der
Politik“, also ihrer Durchdringung und Be-
herrschung durch die Medien sowie der
Anpassung der Verhaltensweisen von Po-
litikern an die Bedürfnisse der Medien
(Kepplinger), auf die Spur zu kommen, in

eine diskursive Sackgasse. Dies insbeson-
dere, weil ein Teil der Diskussionsteil-
nehmer wegen der dazu vorhandenen For-
schungsergebnisse darauf beharrte, es
handele sich um einen gesicherten empi-
risch-analytischen Befund. Andere moch-
ten dem jedoch nicht ohne weiteres zu-
stimmen. Man einigte sich schließlich da-
rauf, es im Hinblick auf die Mediatisierung
bei einem normativen Begriff zu belassen,
dem man sich damit weiterhin aus unter-
schiedlichem Blickwinkel nähern konnte
und der vor allem geeignet war, eine Fort-
setzung der Diskussion zu ermöglichen.

Macht der Medien?
Leichter haben es da schon die Praktiker.
Journalisten wie Politiker betrachten den
Prozess in der Regel jeweils vom einen
zum anderen Ende hin. So einfach will
und kann es sich die Wissenschaft jedoch
nicht machen. Insbesondere in der po-
litikwissenschaftlich orientierten Kom-
munikationsforschung vermag man sich
nicht so ohne weiteres dem Mediatisie-
rungsbefund anzuschließen, gibt es hier
doch in jüngster Zeit Hinweise, die
durchaus auch auf eine gewisse „Im-
munisierung“ der Politik und ihrer Ver-
fahrensweisen gegen die Mediatisierung
im politischen Kommunikationsprozess
schließen lassen. Eher handelt es sich bei
der Mediatisierung offensichtlich um ein
Phänomen, an dem auch die Politik ihren
maßgeblichen Anteil hat. Daher ist es loh-
nend, eine Zwischenbilanz der Diskus-
sion zu ziehen und, vielleicht noch wich-
tiger, davon ausgehend zu fragen, was
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die Konsequenzen für die politische wie
die journalistische Praxis im Kommuni-
kationsprozess sind. Vor allem aber wäre
zu fragen, worin die „Gegenmittel“ der
Politik bestehen, sich dem „Zangengriff“
der Medien zu entziehen.

In einem Punkt sind sich allerdings Po-
litiker, Journalisten und Wissenschaftler
einig: Die politische Kommunikation als
solche, primär also der medienvermittel-
te Dialog zwischen Bürgern und Politik,
hat durch die fortschreitende Entwicklung
bei den Massenmedien, die hier nicht nä-
her erläutert werden muss, gravieren-
de Änderungen erfahren. Diagnostiziert
werden unter anderem die Verlagerung
des Ortes der politischen Debatte vom Par-
lament in die Talkshows des Fernsehens,
die zunehmende Personalisierung der Po-
litik gegenüber ihrer abnehmenden Mate-
rialisierung, die wachsende Bedeutung
politischer Symbolik auf Kosten inhalt-
licher Konkretisierung sowie die Ablö-
sung des politischen Problemlösungser-
folges durch den medialen Darstellungs-
effekt als Quelle der politischen Legitima-
tion. Auch die zwanghafte Anpassung der
Politik an die Unterhaltungskriterien des
Fernsehens wird als Beleg für die Media-
tisierung der Politik genannt. Vielfach ist
sogar davon die Rede, dass die Einfügung
des politischen Prozesses in den Kommu-
nikationsmechanismus der Medien einer
Auslieferung der Politik an die Medien
gleichkomme. Trifft diese Feststellung zu,
und ist dies eine zwangsläufige Entwick-
lung, oder gibt es auch institutionelle Vor-
kehrungen zur Verhinderung einer sol-
chen Entwicklung? 

Diese Frage ist deshalb von Bedeu-
tung, weil sich im Kommunikationspro-
zess mit Medien und Politik gewisserma-
ßen zwei Verfassungstatbestände gegen-
überstehen: die Kommunikationsfreiheit
auf der einen und das ebenfalls in der Ver-
fassung verankerte politisch-parlamenta-
rische Prinzip auf der anderen Seite. Bis-
lang waren beide Verfassungsprinzipien

in ihrer wechselseitigen Wirkung fein
austariert. Nun aber scheint es so, folgt
man den skizzierten Klagen, als habe die
Politik Schlagseite erlitten und als sei das
Verhältnis aus dem Gleichgewicht und in
eine Schieflage geraten. Wenn dem also
so wäre, müssten weit reichende Überle-
gungen daran geknüpft und  Konsequen-
zen überdacht werden, die geeignet sind,
die kommunikationspolitische Ordnung
wieder ins Gleichgewicht zu bringen. So
weit ist es jedoch (noch) nicht.

Eigenlogik der Politik 
Denn die skizzierten Klagen gehen (fälsch-
licherweise) von einer dauerhaften,
gleichsam institutionellen Veränderung
der politischen Verfahrensordnung durch
die Medien aus. Dies ist jedoch mitnichten
der Fall, auch wenn die zahlreichen Ver-
weise etwa auf die darstellerischen und
auf die Medien zielenden Anpassungsfä-
higkeiten des jetzigen Amtsinhabers im
Kanzleramt, der deswegen gerne auch als
„Medienkanzler“ bezeichnet wird, ande-
res vermuten lassen. Vielmehr handelt es
sich hierbei jedoch eher um fallweise an-
geeignete, temporäre oder doch sehr indi-
viduelle Eigenschaften und Kommuni-
kationsphänomene, denen ganz andere,
nämlich bewusst und konstitutionell ge-
wollte, dauerhafte und allgemeine Ver-
fahrensprinzipien der Politik gegenüber-
stehen. Mit anderen Worten: Die politi-
schen Institutionen verfügen über eine ei-
gene Logik und Rationalität, die die Poli-
tik dem Prinzip nach zunächst vor einer
Mediatisierung durch die Medien schüt-
zen; dies heißt jedoch nicht, dass dieser
Schutz in besonderen Fällen nicht aufge-
hoben sein kann. Es gibt zahlreiche Bei-
spiele, die sowohl den einen wie auch den
anderen Fall belegen. 

Die Klage über die Verlagerung des po-
litischen Debattenortes vom Parlament ins
Fernsehen etwa ist, so berechtigt sie zum
Teil sein mag, in gewisser Weise keines-
wegs neu. Denn lange bevor die Talk-
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shows diese Funktion (vermeintlich)
übernommen haben, hat sich bereits die
Funktion der Debatte im Parlament ver-
ändert. Seitdem hört man vielfach die
Klage von so genannten Fensterreden, in
denen der Redner seine Botschaften und
Debattenbeiträge weniger an die Abge-
ordneten adressiert als vielmehr an die
Medien. Damit aber hat sich der Debat-
tenort als solcher bereits verändert, wobei
die Verlagerung in die Talkshows des
Fernsehens lediglich eine Steigerung die-
ser Veränderung darstellt. Denn hier wer-
den die politischen Botschaften, wie ja zu-
vor bereits teilweise in den Debatten des
Parlamentes, nur noch wesentlich deut-
licher auf mediengerechte Konsumierbar-
keit getrimmt, um die Gunst des Fernseh-
publikums zu gewinnen. Ob es sich dabei
jedoch um eine für den politischen Wil-
lensbildungsprozess, und um den geht es
ja hier, abträgliche Erscheinung handelt,
bleibt nachgerade unbewiesen. Davon
könnte allenfalls dann die Rede sein, wenn
es sich bei den Talkshows des Fernsehens
um eine Parallelinstitution handelte mit
gleichartigen, konkurrierenden Funktio-
nen. Dies ist jedoch mitnichten der Fall.
Denn: Weder ist erkennbar, dass in Talk-
shows Abstimmungen über Gesetze Platz
greifen noch Gesetzesvorhaben dort ihren
Ausgang nehmen. Dass ferner in Talk-
shows gelegentlich auch der Wille der Bür-
ger durch einzelne Teilnehmer artikuliert
wird, mithin auch ein Stück Repräsenta-
tion stattfindet, macht diese Sendegattung
noch längst nicht zur Ersatzinstitution für
das Parlament, dem diese Funktionen
durch die Verfassung zugewiesen sind.
Schließlich ist auch nicht erkennbar, wel-
che besondere Kontrollfunktion die Talk-
shows des Fernsehens wahrnehmen, ab-
gesehen von der allgemeinen Kontroll-
funktion, die den Medien üblicherweise
im Rahmen ihres öffentlichen Auftrages
zugeschrieben wird. Und: Welche Bedeu-
tung hätten Talkshows im Hinblick auf die
Wahlfunktion des Parlamentes, wenn

man einmal davon absieht, dass ganz all-
gemein eine veränderte Elitenauswahl bei
den politischen Parteien zu registrieren ist,
seit es die Massenmedien gibt? Aber da-
rauf wurde schließlich schon vor fast hun-
dert Jahren in der Parteiensoziologie hin-
gewiesen (Michels). Insofern wäre auch
darin keine allzu neue Besonderheit im
Hinblick auf den politischen und de-
mokratischen Willensbildungsprozess zu
konstatieren. Daher ist, ganz allgemein
gesprochen, im Fernsehen und seinen
Talkshows schon strukturell keine wirkli-
che Konkurrenz für das Parlament und
seine ihm zugeschriebenen Funktionen zu
sehen, zumindest nicht auf Dauer. Viel-
mehr ist deren gewachsene – und teilweise
schon wieder schwindende – Beliebtheit
als Debattenbühne auf die Intentionen ein-
zelner Politiker zurückzuführen, die dort
eher ihren persönlichen medialen Erfolg
suchen als den Fortschritt in der Sache, der
von einer solchen Sendung nicht zu er-
warten ist. Insofern richtet sich die oben
skizzierte Klage über das Fernsehen und
seine entsprechenden Sendeformate auch
gegen solche Politiker, die diese mehr oder
weniger bewusst und gezielt mit dem ei-
gentlichen Ort der politischen Debatte,
dem Parlament, verwechseln (wollen).

„horse race“ statt „policy scheme“
Was die zunehmende Personalisierung
der Politik angeht, so ist zunächst fest-
zustellen, dass natürlich die Abbildung
von Personen der Visualisierungslogik
des Fernsehens eher entgegenkommt als 
die Darstellung politischer Inhalte. Aus 
der amerikanischen Kommunikations-
forschung erreichen uns jedoch insofern
beunruhigende Berichte, als dort festge-
stellt wird, dass durch die medienbe-
dingte Personalisierung der Politik auch
das zu Grunde liegende politische Ver-
fahren zunehmend in Unordnung gerate
(„out of order“) mit dysfunktionalen Fol-
gen für das gesamte politische System.
Damit würde jedoch die Politik gerade je-
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ner eingangs erwähnten Eigenlogik und
Eigenrationalität beraubt, die sie vor dem
Mediatisierungseffekt schützen sollen.
Die von den Kommunikationsforschern
vorgelegten Befunde betreffen vor allem
die amerikanischen Wahlkämpfe, bei de-
nen das Wahlverfahren und das Verfah-
ren der Kandidatenrekrutierung insbe-
sondere durch die von den Medien vor-
genommene Simulation eines „horse
race“ (Wettlauf) anstelle der Präsentation
eines „policy scheme“ (Konzeptdiskus-
sion mit Bürgerbeteiligung) zunehmend
entgleisen. Die Neigung, Charakterschil-
derungen und Eigenschaftsbeschreibun-
gen der Politiker zu präsentieren, statt
diese selbst zu Wort kommen zu lassen,
tun ihr Übriges und führen zu einer Ent-
autorisierung der wahlkämpfenden Ak-
teure (Patterson, Wattenberg).

Imagebildung 
Allerdings wird hier zu Lande allenthal-
ben betont, dass die amerikanischen Ver-
hältnisse auf Deutschland nicht übertrag-

bar seien. Wenn es zu den beschriebenen
Personalisierungseffekten komme, so ge-
he die Initiative doch weitgehend von den
Politikern selbst aus. In der Tat ist die Wahl-
kampagne der SPD von 1998 (Kampa) ein
Beispiel dafür, wie Wahlkämpfe perfekt
und unter weitgehendem Verzicht auf in-
haltliche Botschaften auf den Kandidaten
abgestimmt werden können und die Me-
dien solchen Inszenierungen fast vorbe-
haltlos folgen (Noelle-Neumann, Dons-
bach und andere). Die Folgen solcher Per-
sonalisierung kann man am vermehrten
Auftreten von Imageeffekten ablesen, de-
nen jede politische Substanzbildung not-
wendigerweise hinterherhinkt. Mit ande-
ren Worten: Die durch die Imagebildung
ausgelösten Erwartungshaltungen an die
Politiker sind durch reale, materielle Poli-
tik nicht einlösbar und werden so für die-
se zur schweren Hypothek. Da die von den
Medien erzeugten Images zunächst den
Intentionen der Politiker entsprechen,
liegt also die eigentliche Urheberschaft we-
niger bei den Medien als bei den betref-
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fenden Politikern selbst. Es kommt ge-
wissermaßen zu ihrer Selbstauslieferung
an die Medien und die dort aufgebauten
Erwartungen. Man könnte auch sagen:
Über die Medien hat sich die Politik selbst
in die Zange genommen. Insofern muss
der Prozess des Gegensteuerns bei Politik
und Politikern selbst ansetzen.

Symbolische Politik
Als weiteres Mediatisierungsphänomen
ist die Abkehr von der Materialisierung
der Politik und Konkretisierung ihrer In-
halte und ihre wachsende Zuflucht zu
symbolischen Ersatzhandlungen zu nen-
nen. Unter symbolischer Politik wird im
Allgemeinen die für die Medienöffent-
lichkeit bestimmte und von ihrem Inhalt
abstrahierende Darstellungsform ver-
standen. Man könnte auch vom Nennwert
auf der einen und dem Symbolwert der
Politik auf der anderen Seite sprechen
(Sarcinelli). Es ist völlig klar, dass sich
manche oder viele gesetzliche Maßnah-
men schlicht gar nicht oder zumindest
nicht vollständig abbilden lassen. Wie ehe-
dem die Handbewegung bei Robert Lemb-
kes heiterem Beruferaten und seiner
Nachfolgesendung verweist die symboli-
sche Handlung auf das Ganze. Dies wäre
nicht zu kritisieren, solange sich die Er-
satzhandlung auf das Nichtdarstellbare
beschränkte. 

Doch leider wird der Symbolwert der
Politik im Fernsehzeitalter immer wichti-
ger, geht dabei aber auf Kosten ihres Nenn-
wertes. Die massenmediale und vor allem
fernsehgerechte Verpackung ersetzt zu-
nehmend den Inhalt. Die Simulation oder
Vortäuschung politischer Steuerungsfä-
higkeit wird erkauft durch den Verzicht
auf das – freilich manchmal schwierige –
Konkrete. Was sollten etwa die fast schon
legendären Kabinettsklausuren in Neu-
hardenberg im vergangenen Jahr bewir-
ken? Glaubt man ernsthaft, allein schon
durch die damit zur Schau getragene Re-
miniszenz an den preußischen Reformer

und Staatskanzler Reformeifer und Ent-
schlusskraft demonstrieren zu können?
Vor dem Schlosstor türmen sich noch im-
mer die realen (Ost-)Probleme und war-
ten auf ihre Lösung. Inzwischen wird be-
reits vorsorglich davor gewarnt, von sym-
bolischen Treffen dieser Art allzu viel In-
haltliches zu erwarten. Dass die Politik da-
rauf trotzdem nicht verzichten will, ist Be-
leg für ihre keineswegs zwangsläufige,
vielmehr bewusst herbeigeführte Unter-
werfung unter das ansonsten beklagte
Diktat der Medien.

Alternative: Ergebnisorientierung
Dabei ist die Auslieferung der Politik an
die Medien durch Symbolik nicht zwin-
gend die Kehrseite politischen Kommuni-
kationsmanagements. Das Motto der Vor-
gängerregierung, entscheidend sei, was
am Ende herauskomme, verweist etwa auf
alternative politische Verfahrensprinzi-
pien. So wird das Prinzip des „stillen Re-
gierens“ zwar meist kritisch als intrans-
parentes und typisches Verfahren der
deutschen Koalitionsdemokratie bezeich-
net (Korte), gleichzeitig verbindet sich da-
mit jedoch auch ein Teilrückzug der Poli-
tik aus dem mediendominierten Kommu-
nikationsmechanismus. Das oben zitierte
Motto verweist auf einen völlig konträren
Regierungsstil, dem es weniger auf die zur
Schau gestellte spektakuläre Pose als auf
ein freilich oft wenig spektakuläres Er-
gebnis ankommt. Auch hier eröffnen sich
der Politik also Möglichkeiten und Ver-
fahrensoptionen, sich dem völligen Zu-
griff der Medien zu entziehen. Hierher ge-
hören ferner die Bausteine modernen Re-
gierungshandelns wie die administrati-
ve Akzentuierung von Politikfeldern oder
das Ideenmanagement der politischen
Führung, Instrumente also, die die Ent-
scheidungsdynamik und Entscheidungs-
kompetenz der politischen Führung stär-
ken und dadurch zumindest tendenziell
mediale Abhängigkeiten verringern kön-
nen. Dies wird umso besser gelingen, je
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mehr diese Instrumente sich an ihrer 
Sachadäquatheit und nicht an ihrer me-
dialen Verwertbarkeit orientieren.

Zwang zum „Entertainment“
Eng verbunden mit dem Problem der me-
dienbedingten symbolischen Politikkom-
munikation ist der von den Medien aus-
gehende Zwang zum „Entertainment“.
Dies wird von den Medien selbst meist mit
dem Hinweis auf die Erwartungshaltung
ihres Publikums begründet. In der Tat
kommt der Unterhaltungsfunktion etwa
des Fernsehens ein immer wichtigerer Stel-
lenwert zu. Dies soll hier auch gar nicht
kritisiert werden, war es doch die Verfas-
sungsrechtsprechung selbst, die diese
Funktion gleichrangig neben die Informa-
tions-, Bildungs- und Kulturfunktion der
Medien gestellt hat. Ihr Übergreifen jedoch
auf die Politikvermittlung und die daraus
resultierende zunehmende Unernsthaf-
tigkeit der Politik hat diese in eine krisen-
hafte Situation geführt, in der alles, auch
das Politische, einen Unterhaltungsmin-
destwert besitzen muss, um transportiert
werden zu können. Von der „Theatrali-
sierung“ der Politik (Münkler) zum Thea-
ter als Politik ist es jedoch nur noch ein kur-
zer Weg. Der Gaukler taugt nicht zum Po-
litiker, ihm spendiert das Publikum Ap-
plaus und den Lacherfolg, jedoch nicht das
Vertrauen. Der von den Meinungsfor-
schern regelmäßig gemessene Vertrau-
ensverlust in Politik und Parteien ist zu ei-
nem erheblichen Teil diesem Phänomen
geschuldet. Als mediale Daueraufführung
oder „Politainment“ werden die parla-
mentarische Demokratie und ihre poli-
tischen Verfahren also nicht überleben
können.

Dialogisch-kontroverse 
Auseinandersetzung
Ist Abhilfe in Sicht? Tatsächlich sind die
Möglichkeiten zum Umsteuern in der bun-
desdeutschen Verfassung und der dort
verankerten Konstruktion des parlamen-

tarischen Regierungssystems angelegt,
das zunächst einer gewissen Eigenlogik
und -rationalität folgt und der Mediatisie-
rung entgegenwirkt (Marcinkowski). Der
Parlamentarische Rat hatte ursprünglich
einen dialogisch-kontroversen Stil der
Auseinandersetzung zwischen Regierung
und Opposition vor Augen. Dieser wurde
jedoch im Bonner Regierungsprovisorium
mit seinem Mangel an einem geeigneten
Plenarsaal unmöglich gemacht, sodass die
Debatten immer mehr in die Medien aus-
wichen – mit den oben bereits skizzierten
Folgen. Dass parlamentarische Debatten-
beiträge darüber hinaus immer häufiger
karnevalistischen Büttenreden glichen, ist
unter anderem diesem Umstand geschul-
det. Nun aber bestünde nach dem Berlin-
Umzug – und auch vorher schon in Bonn
– mit dem als Dialograum gestalteten Ple-
narsaal die Chance, zum ernsthaften De-
battenstil zurückzukehren, wie ihn die
Verfassung vorgesehen hat. Weitere Mög-
lichkeiten, dem Unterhaltungszwang der
Medien entgegenzuwirken, bestehen im
vermehrten Einsatz der eigentlich für den
Medienkontakt vorgesehenen Presse- und
Ministeriumssprecher. Sie könnten die
verantwortlichen Politiker in der Admi-
nistration insofern entlasten, als diese sich
von den Medien dann nicht mehr in das
zu reinen Unterhaltungszwecken vorge-
fertigte Rollenbild zwängen lassen müss-
ten. Generell aber liegt es auch hier am ein-
zelnen Politiker, die Bereitschaft zu ent-
wickeln, auf Show- und Unterhaltungs-
attitüden zu verzichten, freilich zu dem
Preis, von den Zuschauern als langweilig
empfunden zu werden. Der in Aussicht
stehende Gewinn an Glaubwürdigkeit
und Vertrauen sollte diesen Verlust jedoch
mehr als kompensieren können.

Politische Legitimation
Die Frage nach dem medialen Unterhal-
tungswert von Politikern berührt ein wei-
teres, nicht minder brennendes Problem:
Woher sollen diese ihre politische Legiti-
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mation beziehen, wenn der Problemlö-
sungserfolg ausbleibt? Bekanntlich hängt
politische Legitimation, also der Gel-
tungsanspruch politischer Herrschaft in
der Demokratie, an politischen und öko-
nomischen Begründungsleistungen. Die
davon zu unterscheidende demokratische
Legitimation als Formalberechtigung zur
Amts- und Mandatsausübung währt in
der Regel nur eine Legislaturperiode,
wenn der politische Erfolg sich nicht ein-
stellen will. Anders ist dies jedoch unter
den Bedingungen der Mediendemokratie:
Wer bestimmt denn, worin Erfolg eigent-
lich besteht? Galten bislang noch der po-
litische Problemlösungserfolg und öko-
nomische Prosperität als Hauptquelle der
politischen Legitimation, so sind es zu-
nehmend die medialen Darstellungserfol-
ge. Als erfolgreich gilt, wer in den Medien
als erfolgreich dargestellt wird. Dazu be-
darf es allerdings des Einsatzes geschick-
ter Medienstrategien und eines ausgeklü-
gelten Kommunikationsmanagements.
Wer darüber verfügt, kann das schweiß-
treibende Geschäft der politischen Sach-
arbeit getrost auf die lange Bank schieben
und die „Politik der ruhigen Hand“ aus-
rufen. Seinen Legitimationsgewinn besor-
gen einstweilen die Medien, jedenfalls so-
lange sie dieses Spiel mitspielen. 

Politische Kommunikation wird so
zum Marketing, dem das beworbene Pro-
dukt, die Politik, abhanden gekommen
ist, da sich Politik auf Kommunikation re-
duziert und nun alles nur noch Kommu-
nikation ist. Das Verschwinden der Poli-
tik in der Kommunikation bleibt zunächst
unbemerkt, solange die politischen und
ökonomischen Probleme nicht drängen-
der werden. Ihr unausweichliches Her-
vortreten jedoch macht unversehens
nicht nur die politischen Versäumnisse
der Regierenden sichtbar, sondern stellt
gleichzeitig auch deren Strategie der me-
dialen Legitimationsbeschaffung bloß.
Insofern ist die „Agenda 2010“ nicht nur

die Rückkehr zum politischen Mühege-
schäft, sondern auch das Eingeständnis
einer letztlich gescheiterten Legitima-
tionsstrategie.

Auf diese Unwägbarkeiten der Legiti-
mationsbeschaffung sollte sich die Politik
nicht einlassen. Dafür sind die politisch
Verantwortlichen auch gar nicht gewählt
worden. Entschieden ist der Feststellung
zu widersprechen, im Medienzeitalter sei
politische Kommunikation schon alles
und damit der entscheidende Erfolgsbe-
standteil der politischen Legitimationsbe-
schaffung. Allerdings gilt offensichtlich
auch: Je erfolgloser im Hinblick auf tat-
sächlich messbare Ergebnisse die politi-
sche Führung agiert, umso eher greift sie
auf ihre kommunikativen Möglichkeiten
zurück, dies zu verschleiern. 

Die mediale Umdeutung politischer
Erfolglosigkeit hat jedoch ihre Grenzen:
Es war eben nur eine Frage der Zeit, bis
ein als erfolgreich geltender Medienkanz-
ler sich wie der Kaiser im Märchen plötz-
lich seiner modischen Kleider beraubt se-
hen musste, weil die Medien irgendwann
mal auch Kontur und Substanz sehen
wollen. Dies wusste jedenfalls schon sein
Amtsvorgänger: dass allein auf  Medien-
sympathie gestützte Politik dem Bauen
auf Sand gleicht. Dessen häufig kritisierte
– allerdings keineswegs puristische – In-
differenz gegenüber den Medien hat ihm
bei diesen zwar keinen Beifall eingetra-
gen, doch ist ihm damit im Hinblick auf
die eingangs skizzierten Klagen gerade
das Entscheidende gelungen: die erfolg-
reiche Verteidigung des Politischen ge-
gen den Zangengriff der Medien. Darin
läge allerdings auch die Chance der Poli-
tik, der Mediatisierungsfalle doch noch
zu entkommen.
Demnächst erscheint vom Autor dieses Beitrages die
Publikation „Medienordnung und Bundesstaat. Zur
Medienpolitik der CDU in der Konstituierungsphase
der Bundesrepublik Deutschland 1949–1969“ mit ei-
nem Geleitwort von Dieter Weirich. VISTAS Verlag,
Berlin 2005, ca. 330 Seiten, 25 Euro.

Robert Grünewald
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